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BFH-Urteil vom 5. Juli 2012 – VI R 18/10
Leistet der Mieter einer Dienstwohnung an den 
Vermieter pauschale Zahlungen für die Durch-
führung von Schönheitsreparaturen, so han-
delt es sich hierbei nicht um Aufwendungen 
für Handwerkerleistungen i.S. des § 35a Abs. 2 
EStG, wenn die Zahlungen unabhängig davon 
erfolgen, ob und ggf. in welcher Höhe der Ver-
mieter tatsächlich Reparaturen an der Wohnung 
des Mieters in Auftrag gibt. . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  30

BFH-Urteil vom 21. August 2012 – VIII R 32/09
1.  Die Einzahlung von Geld auf ein betriebliches 
Konto ist eine Einlage i.S. von § 4 Abs. 4a Satz 2 
EStG a.F.; das gilt auch bei sinngemäßer Anwen-
dung der Vorschrift auf die Gewinnermittlung 
nach § 4 Abs. 3 EStG a.F. (entgegen FG München, 
Urteil vom 26. Januar 2007 7 K 3527/04, EFG 2007,  
902).
2.  Die kurzfristige Einlage von Geld stellt einen 
Missbrauch von Gestaltungsmöglichkeiten des 
Rechts dar, wenn sie allein dazu dient, die Hinzu-
rechnung nach § 4 Abs. 4a EStG a.F. nicht abzieh-
barer Schuldzinsen zu umgehen; in diesem Fall 
entsteht der Steueranspruch so, wie er entstan-
den wäre, wenn die Einlage unterblieben wäre.
3.  § 42 AO a.F. ist nach der Aufhebung von § 4 
Abs. 4a Satz 3 EStG a.F. auf die betreffenden Fall-
gestaltungen (jedenfalls wieder) anwendbar.  . . . .  27
BFH-Urteil vom 21. August 2012 – VIII R 33/09
1.  Erleidet ein nichtselbständig tätiger Steuer-
pflichtiger mit seinem privaten PKW auf einer 
Fahrt zwischen Wohnung und Arbeitsstätte ei-
nen Unfall und veräußert er das Unfallfahrzeug 
in nicht repariertem Zustand, bemisst sich der 
als Werbungskosten abziehbare Betrag nach der 
Differenz zwischen dem rechnerisch ermittelten 
fiktiven Buchwert vor dem Unfall und dem Ver-
äußerungserlös.  
2.  Die telefonische Auskunft einer Sachbear-
beiterin löst keine Bindungswirkung gegenüber 
dem Steuerpflichtigen aus.  . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  58

BFH-Urteil vom 21. August 2012 – VIII R 11/11
1.  Vermindert sich der Umfang der betrieblichen 
Nutzung eines Kfz, das dem gewillkürten Be-
triebsvermögen eines Unternehmens in einem 
früheren Veranlagungszeitraum wegen einer 
mehr als 10%igen betrieblichen Nutzung zugeord-
net wurde, in einem Folgejahr auf unter 10%, so 
ändert dies an der Zuordnung zum gewillkürten 
Betriebsvermögen nichts, weil eine solche Nut-
zungsänderung allein keine Entnahme darstellt.
2.  Der Grundsatz der Abschnittsbesteuerung 
schließt die Bildung eines Vertrauenstatbestands 
aus, der über die im Steuerbescheid für ein Ver-
anlagungsjahr zugrunde gelegte Entscheidung 
hinausgeht (Anschluss an Beschluss des BVerfG 
vom 28. Juni 1993 1 BvR 1346/89, HFR 1993, 544, 
und BFH-Urteil vom 14. Oktober 2009 X R 37/07, 
BFH/NV 2010, 406).

Steuerrechtsprechung
Folgende Entscheidungen des BFH wurden besprochen:

3.  Die Würdigung eines Sachverhalts durch das 
FA in früheren Veranlagungszeiträumen kann 
nach dem Grundsatz der Abschnittsbesteuerung 
stets nur auf diese Zeiträume bezogen werden; 
die aus einer solchen Würdigung für die Zukunft 
gezogenen Schlüsse – auch hinsichtlich der Not-
wendigkeit einer Beweisvorsorge für künftige 
Veranlagungszeiträume – sind grundsätzlich al-
lein der Verantwortungssphäre des Steuerpflich-
tigen zuzurechnen (Anschluss an BFH-Beschlüs-
se vom 2. August 2004 IX B 41/04, BFH/NV 2005, 
68; vom 8. Juni 2006 IX B 121/05, BFH/NV 2006, 
1655). . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  60

BFH-Urteil vom 28. August 2012 – VII R 71/11
Die AO regelt generalisierend, wann eine durch 
Scheckeinreichung bewirkte Zahlung als ent-
richtet anzusehen ist; sie nimmt in Kauf, dass 
eine Zahlung mitunter als nicht entrichtet an-
zusehen ist, obwohl die Finanzbehörde bereits 
über den Zahlbetrag verfügen kann.  . . . . . . . . . .  25

BFH-Urteil vom 18. September 2012 – VIII R 28/10 
Der Wert für die Nutzungsentnahme eines Fahr-
zeugs aus dem Betriebsvermögen und der Betrag 
der nicht abziehbaren Betriebsausgaben nach § 4 
Abs. 5 Satz 1 Nr. 6 EStG wird nach der Billigkeits-
regelung der Finanzverwaltung (BMF-Schreiben 
vom 21. Januar 2002 IV A 6 – S 2177 – 1/02, BStBl I 
2002, 148) durch die „Gesamtkosten des Kraft-
fahrzeugs“ begrenzt; solche „Gesamtkosten“ des 
Kfz sind bei entgeltlicher Überlassung durch ei-
nen Gesellschafter an die Gesellschaft nur deren 
Aufwendungen für das Fahrzeug, nicht aber die 
Aufwendungen des Gesellschafters.  . . . . . . . . . . .  119

BFH-Urteil vom 11. Oktober 2012 – IV R 32/10
Erwirbt eine Anlagegesellschaft auf dem US-
amerikanischen Zweitmarkt „gebrauchte“ Le-
bensversicherungen, um die Versicherungssum-
men bei Fälligkeit einzuziehen, ergibt sich ein 
ausreichendes Indiz für die Qualifikation der Tä-
tigkeit als Gewerbebetrieb weder allein aus dem 
Anlagevolumen oder dem Umfang der getätig-
ten Rechtsgeschäfte noch aus der Einschaltung 
eines Vermittlers.  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  86

BFH-Urteil vom 24. Oktober 2012 – IX R 36/11
Die Beteiligungsgrenze von 1% i.S. von § 17 
Abs. 1 Satz 1 EStG ist verfassungsgemäß.  . . . . . . .  91

BFH-Urteil vom 20. November 2012 – VIII R 57/10
1.  Der vor Eintritt des Erbfalls erklärte Erb- und/
oder Pflichtteilsverzicht ist ein erbrechtlicher – 
bürgerlich-rechtlich wie steuerrechtlich unent-
geltlicher – Vertrag, welcher der Regulierung 
der Vermögensnachfolge dienen soll und nicht 
der Einkommensteuer unterliegt (Bestätigung 
der Rechtsprechung).
2.  Wird die Höhe der aus einem derartigen Ver-
trag zu zahlenden monatlichen Rente so ermit-
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BFH-Urteil vom 15. Januar 2013 VIII R 7/10
Ein häusliches Arbeitszimmer i.S. des § 4 Abs. 5 
Satz 1 Nr. 6b EStG liegt auch dann vor, wenn sich 
die zu Wohnzwecken und die betrieblich genutz-
ten Räume in einem ausschließlich vom Steuer-
pflichtigen genutzten Zweifamilienhaus befin-
den und auf dem Weg dazwischen keine der All-
gemeinheit zugängliche oder von fremden Drit-
ten benutzte Verkehrsfläche betreten werden 
muss (Anschluss an BFH-Urteil vom 20.6.2012 IX 
R 56/10, BFH/NV 2012, 1776). . . . . . . . . . . . . . . . . . .  182

BFH-Urteil vom 15. Januar 2013 – VIII R 22/10
1.  Die Haftung nach § 71 AO setzt u. a. voraus, 
dass der Tatbestand einer Steuerhinterziehung 
erfüllt ist.
2.  Im Zusammenhang mit anonymisierten Kapi-
taltransfers ins Ausland setzt die Feststellung ei-
ner Steuerhinterziehung voraus, dass der jewei-
lige Inhaber des in das Ausland transferierten 
Kapitals daraus in der Folge Erträge erzielt hat, 
die der Besteuerung im Inland unterlagen, dass 
er z.B. unrichtige Angaben in seiner Steuererklä-
rung gemacht, dadurch Steuern hinterzogen und 
dabei vorsätzlich gehandelt hat.
3.  Kann das FG verbleibende Zweifel, ob und in 
welchem Umfang Steuerhinterziehungen began-
gen wurden, nicht ausräumen, muss es wegen 
der insoweit bestehenden Feststellungslast des 
FA zu dessen Lasten den Haftungstatbestand i.S. 
des § 71 AO verneinen.  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  240

BFH-Urteil vom 16. Januar 2013 VI R 46/12
1.  Dient die Wohnung am Beschäftigungsort 
dem Steuerpflichtigen lediglich als Schlafstätte, 
ist regelmäßig davon auszugehen, dass der Mit-
telpunkt der Lebensführung noch am Heimatort 
zu verorten ist und dort der Haupthausstand ge-
führt wird.
2.  Ein eigener Hausstand kann auch dann unter-
halten werden, wenn der Erst- oder Haupthaus-
stand gemeinsam mit den Eltern oder einem 
 Elternteil geführt wird. Einer gleichmäßigen Be-
teiligung des Kindes an den laufenden Haushalts- 
und Lebenshaltungskosten bedarf es hierfür  
nicht.
3.  Bei erwachsenen, berufstätigen Kindern, die 
zusammen mit ihren Eltern oder einem Eltern-
teil in einem gemeinsamen Haushalt wohnen, 
ist im Regelfall davon auszugehen, dass sie die 
Führung des Haushalts maßgeblich mitbestim-
men. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  180

BFH-Urteil vom 21. Februar 2013 – V R 27/11, DStR 
2013, 1081.
Grundlagenbescheide ressortfremder Behörden, 
die nicht dem Anwendungsbereich der §§ 179 ff. 
AO unterliegen, bewirken eine Ablaufhemmung 
nach § 171 Abs. 10 AO nur, wenn sie vor Ablauf 
der Festsetzungsfrist für die betroffene Steuer 
erlassen worden sind. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  212

telt, dass die Beteiligten einen vom Erblasser 
vorgegebenen Basisbetrag zugrunde legen, der 
zunächst durch die statistische Lebenserwartung 
des Rentenberechtigten zum Zeitpunkt des Zah-
lungsbeginns und anschließend nochmals durch 
zwölf dividiert wird, so enthält die monatliche 
Zahlung keinen Zinsanteil. . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  121

BFH-Urteil vom 11. Dezember 2012 – IV R 68/10
1.  Aufwendungen für eine nach Herstellung 
leerstehende Wohnung können als vorab ent-
standene Werbungskosten abziehbar sein, wenn 
der Steuerpflichtige die Einkünfteerzielungsab-
sicht hinsichtlich dieses Objekts erkennbar auf-
genommen und sie später nicht aufgegeben hat.
2.  Grundsätzlich steht es dem Steuerpflichtigen 
frei, die im Einzelfall geeignete Art und Weise 
der Platzierung des von ihm angebotenen Miet-
objekts am Wohnungsmarkt und ihrer Bewer-
bung selbst zu bestimmen. Die Frage, welche 
Vermarktungsschritte als erfolgversprechend 
anzusehen sind, bestimmt sich nach den Um-
ständen des Einzelfalles; dem Steuerpflichtigen 
steht insoweit ein inhaltlich angemessener, zeit-
lich begrenzter Beurteilungsspielraum zu.
3.  Auch die Reaktion auf „Mietgesuche“ – d.h. 
die Kontaktaufnahme seitens des Steuerpflichti-
gen mit etwaigen Mietinteressenten – kann als 
ernsthafte Vermietungsbemühung anzusehen 
sein; in diesem Fall sind jedoch an die Nachhal-
tigkeit solcher Bemühungen erhöhte Anforde-
rungen zu stellen.  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  270

BFH-Urteil vom 11. Dezember 2012 – IV R 14/12
1.  Aufwendungen für eine nach Herstellung, 
Anschaffung oder Selbstnutzung leerstehende 
Wohnung können als vorab entstandene Wer-
bungskosten abziehbar sein, wenn der Steuer-
pflichtige die Einkünfteerzielungsabsicht hin-
sichtlich dieses Objekts erkennbar aufgenom-
men und sie später nicht aufgegeben hat.
2.  Aufwendungen für eine Wohnung, die nach 
vorheriger, auf Dauer angelegter Vermietung 
leer steht, sind auch während der Zeit des Leer-
stands als Werbungskosten abziehbar, solange 
der Steuerpflichtige den ursprünglichen Ent-
schluss zur Einkünfteerzielung im Zusammen-
hang mit dem Leerstand der Wohnung nicht 
endgültig aufgegeben hat.
3.  Im Einzelfall kann ein besonders lang andau-
ernder Leerstand – auch nach vorheriger, auf 
Dauer angelegter Vermietung – dazu führen, 
dass eine vom Steuerpflichtigen aufgenomme-
ne Einkünfteerzielungsabsicht ohne sein Zutun 
oder Verschulden wegfällt.
4.  Für die Ernsthaftigkeit und Nachhaltigkeit 
von Vermietungsbemühungen als Voraussetzung 
einer (fort-)bestehenden Einkünfteerzielungsab-
sicht, deren Feststellung und Würdigung im We-
sentlichen dem FG als Tatsacheninstanz obliegt, 
trägt der Steuerpflichtige die Feststellungslast.  . . 149
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BFH-Urteil vom 28. Februar 2013 – VI R 6/12
Weder die erstmalige Berufsausbildung i.S. des 
§ 12 Nr. 5 EStG noch die i.S. des § 9 Abs. 6 EStG 
setzen ein Berufsausbildungsverhältnis nach 
dem Berufsbildungsgesetz oder eine bestimmte 
Ausbildungsdauer voraus (Fortführung der Se-
natsrechtsprechung, Urteil vom 27. Oktober 2011 
VI R 52/10, BFHE 235, 444, BStBl II 2012, 825).  . . .  242

BFH-Urteil vom 6. März 2013 – I R 18/12
Gemäß § 8b Abs. 2 KStG 2002 bleiben Gewinne 
aus der Veräußerung eines Anteils an einer Kör-
perschaft oder Personenvereinigung, deren Leis-
tungen beim Empfänger zu Einnahmen i.S. des 
§ 20 Abs. 1 Nrn. 1, 2, 9 und 10 Buchst. a EStG 2002 
führen, außer Ansatz. Prämien, welche der Ver-
äußerer als sog. Stillhalter für Optionsgeschäfte 
im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Ver-
äußerung solcher Anteile vereinnahmt, gehören 
dazu nicht.  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  211

BFH-Urteil vom 11. April 2013 – III R 32/12
Im Falle der Realteilung einer – ihren Gewinn 
durch Einnahmen-Überschussrechnung ermit-
telnden – (freiberuflichen) Mitunternehmerschaft 
ohne Spitzenausgleich besteht keine Verpflich-
tung zur Erstellung einer Realteilungsbilanz nebst 
Übergangsgewinnermittlung, wenn die Buchwerte 
fortgeführt werden und die Mitunternehmer unter 
Aufrechterhaltung der Gewinnermittlung durch 
Einnahmen-Überschussrechnung ihre berufliche 
Tätigkeit in Einzelpraxen weiterbetreiben. . . . . . .  297

BFH-Urteil vom 16. April 2013 – IX R 22/11
1.  Hat das FA auf Antrag des Steuerpflichtigen 
die Bemessungsgrundlage für die Ermittlung der 
AfA eines vermieteten Gebäudes nachträglich 
um zuvor unzutreffend von den Herstellungskos-
ten abgezogene, als Einnahmen aus Vermietung 
und Verpachtung zu wertende leistungsfreie 
Darlehensmittel wieder erhöht und die Beschei-
de für die Jahre nach Auszahlung der Fördermit-
tel entsprechend geändert, darf es die bestands-
kräftige Steuerfestsetzung des Zuflussjahres 
nach § 174 Abs. 4 AO ändern und die erhaltenen 
Fördermittel als Einnahmen aus Vermietung und 
Verpachtung ansetzen.
2.  § 174 Abs. 3 Satz 1 AO rechtfertigt Änderun-
gen auch bei einem negativen Widerstreit zwi-
schen (irrtümlich vorgenommenem) periodisch 
gestrecktem statt punktuellem Ansatz.  . . . . . . . .  267

BFH-Urteil vom 18. April 2013 – IX R 5/12
Die einem wegen einer vorsätzlichen Tat verur-
teilten Steuerpflichtigen entstandenen Kosten 
seiner Strafverteidigung sind nicht als außerge-
wöhnliche Belastungen abziehbar.  . . . . . . . . . . . .  327

BFH-Urteil vom 23. April 2013 – VIII R 4/10
1.  Beiträge für eine Risikolebensversicherung 
sind nicht betrieblich veranlasst, wenn sich die 

Gesellschafter einer Rechtsanwaltssozietät im 
Gesellschaftsvertrag gegenseitig zum Abschluss 
einer Versicherung auf den Todesfall verpflich-
ten, um sich gegen die wirtschaftlichen Folgen 
des Ausfalls eines Gesellschafters abzusichern. 
2.  Ein Urteil ist ausreichend begründet und ein 
Verfahrensmangel nach § 119 Nr. 6 FGO nicht 
gegeben, wenn zu erkennen ist, welche Überle-
gungen für das Gericht maßgeblich waren. . . . . .  296

BFH-Urteil vom 15. Mai 2013 – IX R 5/11 
1.  Die Abgabe einer gesetzlich vorgeschriebe-
nen Feststellungserklärung ist kein Antrag i.S.v. 
§ 171 Abs. 3, § 181 Abs. 1 AO. Auch in der Kom-
bination von Erklärungseinreichung und damit 
im Zusammenhang stehender Antragstellung 
(auf Durchführung einer Festsetzung oder Fest-
stellung) kann kein Antrag i.S.d. § 171 Abs. 3 AO 
gesehen werden.
2.  Ob und mit welcher Reichweite ein Antrag 
vorliegt, hat das FG im Wege der Auslegung un-
ter Berücksichtigung der Gesamtumstände als 
Tatsacheninstanz zu ermitteln.
3.  Ein verbleibender Verlustabzug kann nach 
Ablauf der Feststellungsfrist noch gesondert 
festgestellt werden, wenn das vorhandene Ver-
lustpotential auch nach Berücksichtigung des 
sog. Soll-Verlustabzugs in bereits festsetzungs-
verjährten Veranlagungszeitraum nicht ver-
braucht und damit von Bedeutung i.S.v. § 181 
Abs. 5 AO ist. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  327

BFH-Urteil vom 15. Mai 2013 – IX R 27/12
1.  Beauftragt die für die Besteuerung zuständige 
Finanzbehörde eine andere Finanzbehörde mit 
der Außenprüfung (§ 195 Satz 2 AO), so darf die 
beauftragte Finanzbehörde anstelle der an sich 
zuständigen Finanzbehörde die Außenprüfung 
durchführen und ist zum Erlass der Prüfungsan-
ordnung befugt, aus der sich die Ermessenserwä-
gungen auch für den Auftrag ergeben müssen.
2.  Eine Prüfungsanordnung kann durch eine 
neue Prüfungsanordnung in Bezug auf den zu 
prüfen den Steuerpflichtigen, den Prüfungsgegen-
stand und den Prüfungszeitraum nach § 130 Abs. 1 
AO teilweise zurückgenommen werden. . . . . . . . .  268

BFH-Urteil vom 15. Mai 2013 – IX R 36/12
1.  Unter dem Gesichtspunkt der Erweiterung 
sind (nachträgliche) Herstellungskosten – neben 
Anbau und Aufstockung – auch gegeben, wenn 
nach Fertigstellung des Gebäudes seine nutzba-
re Fläche – wenn auch nur geringfügig – vergrö-
ßert wird (hier: Satteldach statt Flachdach). Auf 
die tatsächliche Nutzung sowie auf den etwa 
noch erforderlichen finanziellen Aufwand für 
eine Fertigstellung zu Wohnzwecken kommt es 
nicht an.
2.  Die „nutzbare Fläche“ umfasst nicht nur die 
(reine) Wohnfläche (einer Wohnung/eines Ge-
bäudes) i.S. des § 2 Abs. 1, Abs. 2, § 4 WoFlV, son-
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dern auch die zur Wohnung/zum Gebäude gehö-
renden Grundflächen der Zubehörräume sowie 
die den Anforderungen des Bauordnungsrechts 
nicht genügenden Räume (§ 2 Abs. 3 Nrn. 1, 2 
WoFlV).  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  328

BFH-Urteil vom 4. Juli 2013 – V R 8/10
1.  Ein Unternehmer, der ein Portfolio von zah-
lungsgestörten Forderungen erwirbt, erbringt an 
den Forderungsverkäufer grundsätzlich selbst 
dann keine entgeltliche Leistung, wenn er diesen 
von der weiteren Verwaltung und Vollstreckung 
der Forderungen entlastet (Anschluss an das Eu-
GH-Urteil vom 27. Oktober 2011 C-93/10 – GFKL, 
UR 2011, 933, DStR 2011, 2093, und BFH-Urteil vom 
26. Januar 2012 V R 18/08, BFH/NV 2012, 678).
2.  Soweit wegen Rückbeziehung der übertra-
genen Forderungen auf einen zurückliegenden 
Stichtag der Forderungsverkäufer noch das Port-
folio verwaltet, liegt hierin eine unselbständige 
Nebenleistung zum steuerfreien Forderungsver-
kauf, die das rechtliche Schicksal der Hauptleis-
tung teilt. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  329

BFH-Vorlagebeschluss vom 6. August 2013 – 
VIII R 39/12
Dem Gerichtshof der Europäischen Union wer-
den folgende Rechtsfragen zur Vorabentschei-
dung vorgelegt:

1.  Steht die Kapitalverkehrsfreiheit des Art. 73b 
EGV (ab 1. Mai 1999 Art. 56 EG) einer nationalen 
Regelung (hier: § 18 Abs. 3 AuslInvestmG), wo-
nach für inländische Beteiligte an ausländischen 
Investmentfonds unter bestimmten Vorausset-
zungen zusätzlich zu den Ausschüttungen fikti-
ve Einnahmen in Höhe von 90 v.H. der Differenz 
zwischen dem ersten und dem letzten Rücknah-
mepreis des Jahres, mindestens aber 10 v.H. des 
letzten Rücknahmepreises (oder des Börsen- 
oder Marktwerts) anzusetzen sind, bei Beteili-
gungen an Drittstaatenfonds deshalb nicht ent-
gegen, weil die seit dem 31. Dezember 1993 im 
Wesentlichen unveränderte Regelung im Zusam-
menhang mit der Erbringung von Finanzdienst-
leistungen im Sinne der Bestandsschutzregelung 
des Art. 73c Abs. 1 EGV (ab 1. Mai 1999 Art. 57 
Abs. 1 EG) steht?
Sofern die Frage 1 nicht bejaht wird:
2.  Stellt die Beteiligung an einem solchen Invest-
mentfonds mit Sitz in einem Drittland stets eine 
Direktinvestition i.S. des Art. 73c Abs. 1 EGV (ab 
1. Mai 1999 Art. 57 Abs. 1 EG) dar oder ist die 
Antwort hierauf davon abhängig, ob die Betei-
ligung dem Anleger aufgrund von nationalen 
Vorschriften des Sitzstaates des Investmentfonds 
oder aus anderen Gründen die Möglichkeit gibt, 
sich effektiv an der Verwaltung oder der Kont-
rolle des Investmentfonds zu beteiligen? . . . . . . .  352


